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A. Planungsrechtliche Festsetzungen nach dem Bauges etzbuch (BauGB) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauG B) 

1.1 Mischgebiete MI (§ 6 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4 b is 9 BauNVO) 

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5, 6 und 7 BauNVO: 

− Gartenbaubetriebe, 

− Tankstellen, 

− Vergnügungsstätten sowie Betriebe und Einrichtungen, die auf Darbietungen oder 
Handlungen mit sexuellem Inhalt ausgerichtet sind, 

− Einzelhandelsbetriebe mit mehr als 400 m² Verkaufsfläche.  
Einzelhandelsbetriebe sind lediglich in Form von Nachbarschaftsläden mit weniger als 
400 m² Verkaufsfläche zulässig. 

− Einzelhandelsbetriebe mit einem erotischen Warensortiment. 

1.2 Nutzungsbeschränkungen im Überschwemmungsgebiet   
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. Abs. 3 BauGB und § 1  Abs. 7 BauNVO) 

1.2.1 Festsetzung der Höhenlage  

Die Oberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses wird bei Gebäuden, die inner-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen A bis C, E und H  errichtet werden, wie folgt 
festgelegt: 

Baufenster A: 159,20 m ü.NN 
Baufenster B, C: 159,10 m ü.NN 
Baufenster E: 159,00 m ü.NN. 
Baufenster H: 158,90 m ü.NN 

1.2.2 Aufschüttungen 

Auf den Baugrundstücken, deren überbaubare Grundstücksflächen mit A; B, C und H 
gekennzeichnet sind, sind Aufschüttungen nicht zulässig. 

2. Zulässigkeit von festgesetzten baulichen Nutzung en innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche E (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

Eine Wohnnutzung in den mit X gekennzeichneten überbaubaren Flächen ist erst zuläs-
sig, nachdem in den gegenüberliegenden überbaubaren Flächen mit der Kennzeichnung 
Y Gebäude gemäß den maßgeblichen Festsetzungen errichtet sind.  

3. Private Sport- und Spielanlage „Wassersport“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

Die private Sport- und Spielanlage mit der Zweckbestimmung „Wassersport“ ist für die 
Ausübung des Rudersports und ergänzende Nutzungen bestimmt. 

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind folgende baulichen Anlagen zuläs-
sig: 

− bauliche Anlagen zur Wartung und Lagerung von Booten wie Ruderbooten und Kanus,  

− Clubräume und sonstige Aufenthaltsräume, 

− eine Schank- und Speisewirtschaft, 
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− die für diese Nutzungen erforderlichen Büro- und Nebenräume 

− eine Betriebswohnung, die der Hauptnutzung in Grundfläche und Baumasse unterge-
ordnet ist. 

Im Übrigen sind zulässig: 

− die Wartung und Lagerung von Booten,  

− die Durchführung von Wassersportveranstaltungen, 

− die Außenbewirtschaftung der Schank- und Speisewirtschaft, 

4. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauG B i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO) 

4.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 und 3 BauNV O i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 

4.1.1 Zulässige Mindestgebäudehöhe GHmin 

Die zulässige Mindesthöhe GHmin ist in der Planzeichnung des Bebauungsplanes in Me-
ter über N.N. angegeben. 

Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung der zulässigen Mindestgebäudehöhe ist der nied-
rigste Punkt der Gebäudeaußenwand (z.B. Attika, Lärmschutzwand). 

4.1.2 Zulässige maximale Gebäudehöhe GHmax TGa 

Die zulässige maximale Gebäudehöhe GHmax TGa ist in der Planzeichnung des Bebau-
ungsplanes in Meter über N.N. angegeben. 

Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung der zulässigen maximalen Gebäudehöhe ist der 
höchste Punkt der Überdeckung der Tiefgarage. 

4.1.3 Zulässige maximale Gebäudehöhe GHmax  

Die zulässige maximale Gebäudehöhe GHmax ist in der Planzeichnung des Bebauungs-
planes in Meter über N.N. angegeben. 

Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung der zulässigen maximalen Gebäudehöhe ist der 
höchste Punkt der Gebäudeaußenwand (z.B. Attika). 

4.2 Grund- und Geschossfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 Bau GB i.V.m. §§ 19 ff. BauNVO) 

Zulässige Grundfläche (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO) 

Auf der mit E gekennzeichneten überbaubaren Grundstücksfläche ist eine Überschreitung 
der festgesetzten Grundfläche durch Grundflächen von Tiefgaragen und Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO bis zu einer Grundflä-
chenzahl von 1,0 zulässig. 

5. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 23 Abs. 2 Satz  3 und Abs. 3 Satz 3 BauNVO) 

Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Wintergärten, Balkone, Loggien, Terrassen, 
Veranden, Sichtschutzanlagen und Außentreppen oder regenerative Energieversor-
gungssysteme kann ausnahmsweise bis zu 5,00 m zugelassen werden. 

Zur Gliederung des Baukörpers kann eine Unterschreitung der östlichen Baulinie der mit 
E bezeichneten überbaubaren Grundstücksfläche auf 30 % seiner Länge ausnahmsweise 
um bis zu 8,0 m zugelassen werden. 
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6. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Abweichende Bauweise „a“ (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 

In den Bereichen der festgesetzten abweichenden Bauweise gilt die offene Bauweise mit 
der Maßgabe, dass die Gebäudelänge mehr als 50,00 m betragen darf. 

7. Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 Bau GB) 

Ist innerhalb der überbaubaren Fläche die Stellung der baulichen Anlage festgesetzt, so 
ist diese Festsetzung für die Firstrichtung des Daches maßgebend. 

8. Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m.  § 12 Abs. 6 BauNVO) 

Tiefgaragen, Garagen, Carports und Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. Garagen, Carports und Stellplätze sind darüber hinaus auch 
in den dafür jeweils vorgesehenen Flächen zulässig. 

9. Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 i.V.m . § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

Innerhalb der öffentlichen Grünflächen ist die Errichtung eines Lahnpavillons mit einer 
Grundfläche von bis zu 120 m² und einer Sommerbar von bis zu 50m² zulässig. Der 
Lahnpavillon ist ein Ausstellungsgebäude und die Sommerbar ein Gebäude zum Aus-
schank von Getränken und zur Verabreichung einfacher Speisen. 

Auf den Grundstücksflächen der Bundeswasserstraße Lahn gilt die Festsetzung der 
Grünfläche und für den Lahnpavillon, sobald die Flächen entwidmet sind. 

10. Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen z ur Vermeidung oder Minderung von 
schädlichen Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundesimmissi onsschutzgesetzes  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Entlang der östlichen Baulinie sind mindestens 60% der Fassadenflächen oberhalb der 
Schienenoberkante hochabsorbierend zu gestalten, so dass ein bewerteter Absorbti-
onskoeffizient von α = 0,6 gemittelt über die gesamte Fassadenfläche erreicht wird. 

Im Geltungsbereich sind bei Neu-, Um und Erweiterungsbauten für Räume, die nicht nur 
dem vorübergehenden Aufenthalt dienen, bauliche und technische Vorkehrungen zur 
Lärmminderung zu treffen. Diese Festsetzung gilt in jedem Fall für die mit X gekenn-
zeichneten überbaubaren Flächen, sobald die Gebäude in den gegenüberliegenden 
überbaubaren Flächen mit der Kennzeichnung Y die Baulinie oder die festgesetzte Min-
desthöhe unterschreiten. 

Zum Schutz von Aufenthaltsräumen gegen Außenlärm ist nachzuweisen, dass die Anfor-
derungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile gemäß Ziffer 5, Tabelle 8 und 9 
der DIN 4109 erfüllt werden. 

Für Räume, die dem dauerhaften Aufenthalt im Nachtzeitraum dienen (Schlafzimmer, 
Kinderzimmer) und die dem Lärmpegelbereich IV (siehe Karte zu E 3.) und höher zuge-
ordnet werden, ist zusätzlich der Einbau schallgedämmter Lüftungselemente vorzusehen. 

Hinweis: Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften können beim Stadtplanungs-
amt der Universitätsstadt Gießen eingesehen werden. 
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11. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwic klung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Oberflächenbefestigung  

Nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sowie private Stellplätze, mit Ausnahme 
von Stellplätzen über Tiefgaragen, dürfen nur mit versickerungsfähigen Belägen befestigt 
werden, soweit wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen.  

Stellplätze für Lastkraftwagen und Flächen, auf denen betriebsbedingte Verschmutzun-
gen auftreten, welche das Grundwasser verunreinigen können, sind mit wasserundurch-
lässigen Belägen zu befestigen. 

12. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die mit Gehrecht festgesetzte Fläche Gr ist zur Herstellung einer direkten Wegeverbin-
dung zwischen der Bootshausstraße und der Brücke über die Lahn zur Insel mit einem 
Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit zu belasten. 

Die mit Leitungsrechten festgesetzten Flächen Lr  sind mit einem Leitungsrecht zugunsten 
der Versorgungsträger zu belasten. 

Die mit Geh- und Fahrrecht Gr, Fr  festgesetzte Fläche ist mit einem Gehrecht zugunsten 
der Allgemeinheit und einem Fahrrecht zugunsten von Ver- und Entsorgungsfahrzeugen, 
Rettungsfahrzeugen und Lieferfahrzeugen zu belasten. 

13. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen  Bepflanzungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

13.1 Grundstücksfreiflächen 

Baugrundstücke sind bis zu 20 % ihrer Fläche gärtnerisch anzulegen. Dies gilt nicht für 
Baugrundstücke im Bereich der mit E bezeichneten Baufenster. 

13.2 Bäume im öffentlichen Raum 

An den im Plan dargestellten Baumstandorten sind großkronige Laubbäume entspre-
chend den Artenempfehlungen zu pflanzen.  

Von den im Plan festgesetzten Baumstandorten kann im Bereich von Grundstückszufahr-
ten, Masten, Straßenlampen oder Leitungen abgewichen werden. 

13.3 Begrünung von Tiefgaragen 

Tiefgaragen sind, soweit sie nicht überbaut oder mit Stellplätzen überstanden sind, zu 
mindestens 70 % fachgerecht zu bepflanzen. Bei Strauchpflanzungen ist eine Mindest-
schichtdicke (Vegetations- und Dränschicht) von 0,40 m und bei Baumpflanzungen eine 
Mindestschichtdecke von 0,80 m herzustellen. 

13.4 Dachbegrünung 

Dächer der Hauptbaukörper mit einem Flachdach sind vollflächig extensiv zu begrünen 
(Mindestsubstratstärke 0,10 m). 

Davon ausgenommen sind Fensteröffnungen, untergeordnete technische Aufbauten so-
wie die für die Solarenergiegewinnung genutzten Teile der Dachflächen. 
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13.5 Mindestanforderungen an Baum-, Strauch- und so nstige Anpflanzungen sowie Un-
terhaltungspflege 

Für alle nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB zu pflanzenden Bäume und Sträucher werden fol-
gende Mindestanforderungen festgesetzt: 

Bäume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm 

Es sind Laubbäume in Baumscheiben mit mindestens 4 m² (2 m x 2 m) Fläche oder in 
Pflanzstreifen mit einer Mindestbreite von 2 m anzupflanzen. Die Pflanzgruben sind mit 
einem Volumen von 12 m³ vorzusehen.  

Alle Anpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Gebäude bzw. Er-
schließungsstraßen auszuführen. Sie sind dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze 
sind spätestens nach einem Jahr nachzupflanzen. 

14. Erhaltung von Bäumen und Flächen für die Erhalt ung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB i .V.m. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

Zum Erhalt festgesetzte Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen sind fachgerecht 
zu pflegen und bei Absterben zu ersetzen; bei Baumaßnahmen sind sie gegen Beschädi-
gung zu schützen. 

B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 81 H BO 

1. Dachneigungen (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

Soweit in der Planzeichnung die Dachform festgesetzt ist, sind Flachdächer mit einer 
Neigung bis zu 5° alter Teilung und Satteldächer mi t einer Neigung von 35° bis 45° alter 
Teilung  zulässig. 

2. Dachaufbauten und Dacheinschnitte (§ 81 Abs. 1 N r. 1 HBO) 

Auf Satteldächern darf die gesamte Breite der Dachaufbauten und -einschnitte höchstens 
die Hälfte der Dachbreite, ihre Höhe höchstens die Hälfte der Dachhöhe betragen. 

Auf Flachdächern darf die gesamte Grundfläche von Dachaufbauten maximal 10 % der 
Dachfläche betragen. Dachaufbauten müssen gegenüber den Außenwänden des darun-
ter befindlichen Geschosses allseitig um mindestens 1,5 m zurückgesetzt sein. 

3. Einfriedungen (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

In den Mischgebieten nördlich der Rodheimer Straße sind Einfriedungen bis zu einer Hö-
he von 1,20 m zulässig. Die Einfriedungen sind so auszuführen, dass sie bei Hochwasser 
durchströmbar sind.  

Zwischen der privaten Sport- und Spielanlage mit der Zweckbestimmung „Wassersport“ 
und der angrenzenden öffentlichen Grünfläche sind Einfriedungen unzulässig. 

Auf Tiefgaragen im Baufeld E sind massive und geschlossene Brüstungen entlang der  
öffentlichen Verkehrsflächen unzulässig. 

Im Teilgebiet südlich der Rodheimer Straße sind Einfriedungen zwischen der öffentlichen 
und der privaten Verkehrsfläche entlang der Lahnstraße und entlang der Rodheimer 
Straße unzulässig. 
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4. Werbeanlagen (§ 81 Abs. 1 Nr. 2 HBO) 

Werbefahnen sind nicht zulässig. 

Werbeanlagen dürfen nur an der Stätte der Leistung auf der den Straßen zugewandten 
Gebäudeseiten angebracht werden. Je Gewerbebetrieb ist nur eine Werbeanlage zuläs-
sig. Sind mehrere werbeberechtigte Nutzer vorhanden, so sind die Werbeanlagen gestal-
terisch aufeinander abzustimmen. 

Werbeanlagen sind nur im Bereich des Erdgeschosses bis unterhalb der Fensterbrüstung 
des ersten Obergeschosses, höchstens jedoch 5 m über der Geländeoberfläche zulässig. 

Werbeanlagen sind nur in Form von angestrahlten oder schwach hinterleuchteten Einzel-
buchstaben zulässig. Eine einteilige Flachwerbung ist zulässig, wenn das Gehäuse nicht 
größer als die Aufschrift ist. 

Blinkende, wechselnde und wechselnd beleuchtete Werbeanlagen sowie Werbeanlagen 
in greller Farbgebung sind unzulässig. 

Werbeanlagen sind so anzuordnen, dass sie sich in Form, Maßstab, Werkstoff, Farbe 
und Verhältnis der Baumassen und Bauteile zueinander dem Erscheinungsbild des Ge-
bäudes unterordnen. Werbeanlagen dürfen nicht höher als 0,60 m und nicht länger als 
die Hälfte der Gebäudefront bzw. des Fassadenabschnittes sein. Der Abstand aller Teile 
der angebrachten Werbeanlagen darf nicht größer als 0,25 m zur Gebäudefront sein. 

5. Haustechnische Aufbauten und Solaranlagen (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

Haustechnische Aufbauten auf den Dachflächen, z.B. Aufzugsüberfahrten, sind nur bis zu 
einer Höhe von höchstens 0,60 m zulässig und müssen gegenüber den Außenwänden 
des darunter befindlichen Geschosses allseitig um mindestens 1,50 m zurückgesetzt 
sein. 

Solaranlagen sind bis zu einer Höhe von 1 m zulässig und müssen gegenüber den Au-
ßenwänden des darunter befindlichen Geschosses allseitig um mindestens 2 m zurück-
gesetzt sein. 

Auf geneigten Dächern sind aufgeständerte Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungs-
energie unzulässig. 

6. Abfall und Wertstoffbehälter (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

Die Standflächen für bewegliche Abfallbehälter sind so anzuordnen oder abzuschirmen, 
dass sie von den öffentlichen Verkehrsflächen nicht einsehbar sind. Die Standflächen 
sind mit heimischen Laubgehölzen oder Kletterpflanzen dauerhaft zu begrünen. 

C. Satzung zur Schaffung von Anlagen zum Sammeln od er Verwenden von 
Niederschlagswasser 

Aufgrund § 37 Abs. 4 Hessisches Wassergesetz (HWG) i. d. F. vom 14.12.2010 (GVBl. I, 
S. 584) i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB und der Abwassersatzung der Universitätsstadt Gießen 
wird festgesetzt: 

Es werden Anlagen zum Sammeln und Verwenden von Niederschlagswasser vorge-
schrieben. Das Volumen der Anlagen ist abhängig vom Regenwasserertrag und –bedarf 
zu dimensionieren. 
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D. Kennzeichnungen gemäß § 9 Abs. 5 BauGB 

Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vork ehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sich erungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten (hier: hohe Grundwasserstände und Übe rschwemmungsgebiet) er-
forderlich sind. 

Das Plangebiet liegt, bis auf Teilflächen südlich der Rodheimer Straße, im amtlich festge-
legten Überschwemmungsgebiet der Lahn (StAnz. 40/2005 S. 3943). 

Aufgrund der unmittelbaren Nähe zur Lahn ist davon auszugehen, dass der im Mittel bei 
ca. 3,00 m unter der Geländeoberkante (GOK) liegende Grundwasserspiegel mit den Pe-
gelständen der Lahn korrespondiert.“ 

E. Hinweise und Empfehlungen 

1. Altlasten und Bodenschutz 

Bei allen Maßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf sensorische Auf-
fälligkeiten zu achten. Werden solche Auffälligkeiten des Untergrundes festgestellt, die 
auf das Vorhandensein von schädlichen Bodenveränderungen hinweisen, ist umgehend 
das Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Umwelt (zuständige Bodenschutzbehörde) 
zu informieren. 

Sämtliche Aushubarbeiten und Erdbewegungen im Rahmen von Bauvorhaben auf den 
derzeitigen Flurstücken Gemarkung Gießen, Flur 28, Nr. 76/1 und 79 sind vor Ort von 
Beginn an durch einen sachkundigen unabhängigen Gutachter (umwelttechnische Fach-
bauleitung) zu überwachen und protokollieren zu lassen. 

Abhängig von der Art und Lage der konkreten zukünftigen Nutzung der Altstandorte, kön-
nen ggf. weitere umwelttechnische Untersuchungen notwendig werden, um eventuell vor-
handene lokale Verunreinigungen zu erkunden. 

Notwendige umwelt- und/oder altlastenfachliche Untersuchungen im Zuge geplanter 
Baumaßnahmen, die Beseitigung oder Wiederverwertung von anfallendem belasteten 
Aushubmaterial, die notwendige Überdeckung mit unbelastetem Mutterboden sowie die 
fachgutachterliche Überwachung und Dokumentation der Aushubarbeiten verursachen 
höhere Kosten. 

Im Rahmen von Abbruch- und Bauvorhaben im Plangebiet ist das Merkblatt der Regie-
rungspräsidien Darmstadt, Gießen und Kassel, Abteilungen Umwelt, zur „Entsorgung von 
Bauabfällen“ (Baumerkblatt) in der jeweils neuesten Fassung zu beachten. 
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2. Denkmalschutz 

2.1 Kulturdenkmäler 

Alle baulichen Maßnahmen, die sich auf die im Plangebiet befindlichen Kulturdenkmäler 
unmittelbar oder mittelbar auswirken, bedürfen der Abstimmung mit den zuständigen 
Denkmalschutzbehörden.  

2.2 Bodendenkmäler 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Landesamt für 
Denkmalpflege in Hessen, Archäologische Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmal-
schutzbehörde unverzüglich anzuzeigen (§ 20 HDSchG). In diesen Fällen kann für die 
weitere Fortführung des Vorhabens eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung nach 
§ 16 HDSchG erforderlich werden. 

Die Behörden sind mindestens zwei Wochen vor Beginn der Erschließungsarbeiten 
(Straßenbau sowie Ver- und Entsorgung) zu benachrichtigen, da im Bebauungsplanbe-
reich mit dem Auftreten von Bodendenkmälern zu rechnen ist. 

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im un-
veränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung 
des Fundes zu schützen. 

3. Lärmschutz 

Für das Plangebiet wurden nach DIN 4109 die in der nachfolgenden Abbildung dargestell-
ten Lärmpegelbereiche ermittelt (Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan, 
Fritz GmbH Beratende Ingenieure VBI, Einhausen, 30.06.2011).  

Die DIN 4109 kann beim Stadtplanungsamt der Universitätsstadt Gießen eingesehen 
werden. 
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4. Kampfmittelverdacht  

Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst Darmstadt vorliegenden Kriegsluftbilder 
hat ergeben, dass sich das Plangebiet in einem Bombenabwurfgebiet befindet.  

Mit einer Luftbildauswertung wurde auf dem Flurstück 78/1 ein Verdachtspunkt ermittelt, 
der auf einen möglicherweise noch vorhandenen Bombenblindgänger hinweist. 

Eine Überprüfung des Verdachtspunktes ist vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erfor-
derlich. Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (wegen oberflächennaher magne-
tischer Störungen wie z.B. Auffüllung, Versiegelung Versorgungsleitungen) ist eine Über-
prüfung mittels Sondierbohrungen erforderlich.  

Bei allen weiteren Flächen, bei denen bodeneingreifende Maßnahmen (über 4 m Tiefe) 
stattfinden, sind systematische Überprüfungen (Sondierungen auf Kampfmittel) vor Be-
ginn der geplanten Bauarbeiten erforderlich. Die „Allgemeinen Bestimmungen für die 
Kampfmittelräumung im Lande Hessen“ sind zu beachten. 

5. Schallemissionen der Bahnlinie 

Unmittelbar an das Plangebiet grenzt die Main-Weser-Bahnstrecke. 

Infolge des Eisenbahnbetriebes sowie der Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Immis-
sionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Erschütterungen, Abgase, Funkenflug 
usw.), die zu Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau“ führen.  

In diesem Zusammenhang sind die Ausführungen der schalltechnischen Untersuchung 
„Zu den Mühlen in Gießen“ (Fritz GmbH, Juli 2011) zu beachten. Das Gutachten kann 
beim Stadtplanungsamt der Universitätsstadt Gießen eingesehen werden. 

6. Öffentliche Verkehrsflächen 

Die innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen dargestellten Teileinrichtungen (Fahrbahn, 
Gehwege, etc.) sind unverbindliche Eintragungen des Ausbauvorschlags. Sie dienen nur 
zur Erläuterung der Planung und sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

7. Leitungsschutzmaßnahmen 

Tiefwurzelnde Bäume müssen lt. DIN 18920 und den technischen Richtlinien GW 125 ei-
nen Mindestabstand von 2,5 m zu Versorgungsleitungen aufweisen. Wird dieser Abstand 
unterschritten, so sind die Ver- und Entsorgungsleitungen gegen Wurzeleinwirkungen zu 
sichern oder die Standorte der Bäume entsprechend zu verschieben. 

Pflanzmaßnahmen im Nahbereich zu Versorgungsleitungen sind mit dem Versorgungs-
träger abzustimmen. 

Die genannte DIN-Norm kann beim Stadtplanungsamt der Universitätsstadt Gießen ein-
gesehen werden. 

8. Hinweise auf gesetzliche Regelungen des Wasserre chtes 

Nach § 37 Abs. 3 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) soll Niederschlagswasser in 
geeigneten Fällen verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Be-
lange nicht entgegenstehen. Erforderliche Erlaubnisse sind bei der Unteren Wasserbe-
hörde zu beantragen. 

Nach § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) soll Niederschlagswasser ortsnah ver-
sickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche 
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noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange ent-
gegenstehen. 

Wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Bedenken bestehen in aller Regel, wenn Nie-
derschlagswasser aus den Herkunftsbereichen von Gewerbe, Industrie, Verkehrsflächen 
und Stellplätzen stammt und Versickerungsanlagen (Mulden, Rigolen, Schächte oder ver-
sickerungsfähigen Oberflächenbefestigungen, wie z. B. Pflaster etc.) zugeführt werden 
soll. 

Innerhalb des Überschwemmungsgebietes sind § 78 WHG i.V.m. § 45 HWG und im Ufer-
randstreifen die § 36 und 38 WHG i.V.m. §§ 22 und 23 HWG zu beachten. 

Innerhalb von Gebäuden in den Baufenstern A, B, C, E und H sind Aufenthaltsräume 
ausschließlich oberhalb dieser Höhenlagen zulässig; unterhalb dieser Höhenlagen sind 
nur Stellplätze und Nebenräume zulässig. Im Baufenster E ist ausnahmsweise eine not-
wendige Küche mit einer maximalen Grundfläche von 300 m² unterhalb der festgesetzten 
Höhenlage zulässig, wenn die notwendigen Hochwasserschutzmaßnahmen erfüllt werden 
können. 

9. Artenschutz 

Zur Vermeidung oder Verhinderung von Störungen, Tötungen und/oder Schädigungen 
von Tierarten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie und von europäischen Vogelarten 
i.S.v. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie müssen folgende Vorkehrungen beachtet werden: 

Rodungsmaßnahmen sind nur in der Zeit vom 1. Oktober bis 28. Februar zulässig. 

Abrissarbeiten an Gebäuden dürfen nur außerhalb der Brutzeit vom 01. November bis 28. 
Februar erfolgen. 

10. Überschwemmungsgebiet 

Das Plangebiet liegt, bis auf Teilflächen südlich der Rodheimer Straße, im rechtskräftig 
ausgewiesenen amtlich festgelegten Überschwemmungsgebiet der Lahn nach § 76 WHG 
(StAnz. 40/2005, S. 3943). In Teilen liegt das Plangebiet im Hochwasserabflussgebiet der 
Lahn. 

11. Landschaftsschutzgebiet 

Die Lahn mit ihren Lahnufern ist gemäß Verordnung vom 06.12.1996 Landschaftsschutz-
gebiet „Auenverbund Lahn Dill“. Maßnahmen gemäß § 3 der Landschaftsschutzgebiets-
verordnung sind nur mit Genehmigung der Unteren Naturschutzbehörde zulässig. 

12. Artenempfehlungen 
 
Großbäume 
Acer platanoides  Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus  Bergahorn 
Fagus sylvatica  Rotbuche 
Fraxinus excelsior   Gewöhnliche Esche 
Juglans regia     Walnuss 
Quercus petrea    Traubeneiche 
Quercus robur    Stieleiche 
Tilia cordata     Winterlinde 
Tilia platophyllus    Sommerlinde 
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Mittelgroße Bäume und Kleinbäume 
Acer campestre Feldahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
Corylus colurna    Baumhasel 
Crataegus laevigata „Paul‘s Scarlet“  Rot-Dorn 
Crataegus monogyna    Weißdorn 
Malus sylvestris    Holzapfel 
Populus tremula    Zitterpappel 
Prunus avium     Vogelkirsche 
Prunus cerasifera „nigra“   Blutpflaume 
Prunus padus     Traubenkirsche 
Pyrus communis    Birne 
Salix caprea     Salweide 
Sorbus aucuparia    Eberesche 
Sorbus domestica    Speierling 
Sorbus intermedia    Schwedische Mehlbeere 
Sorbus torminalis Elsbeere 
Obstbäume in Sorten 

Sträucher 
Acer campestre    Feldahorn 
Amelanchier lamarckii    Felsenbirne 
Cornus mas     Kornelkirsche 
Cornus sanguinea     Roter Hartriegel  
Corylus avellana    Haselnuss 
Crataegus monogyna    Eingriffliger Weißdorn 
Ligustrum vulgare    Liguster 
Lonicera xylosteum    Heckenkirsche 
Rosa spec.     Rose 
Salix spec.     Weiden 
Sambucus nigra     Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball 


